
„In der Geschichte der Bundesrepublik gab es nie nahtlose politi-
sche Einmütigkeit zwischen Gewerkschaften und SPD. Von der 
Wiederbewaffnung in den 1950er Jahren, die die Gewerkschaften 
im Gegensatz zur SPD sehr rasch akzeptierten, über den Konflikt um 
die Notstandsgesetze in den 1960ern bis hin zur Nachrüstungsde-
batte Ende der 1970er/Anfang der 1980er Jahre fanden sich SPD 
und Gewerkschaften jeweils mehrheitlich in gegnerischen Lagern 
wieder. Doch diese Konflikte trafen nicht den Kernbereich gewerk-

„Immer wieder Phasen der Annäherung“ 
Michael Schneider, Politikwissenschaftler an der Universität Bonn, über die Nachkriegszeit und die Bedeutung 
der Gewerkschaften als Frühwarnsystem für die Partei

Kein Exklusivanspruch MEHR_ Im Verlauf der Tagung deutete 
sich an, dass sich die Beziehung zwischen Sozialdemokratie und 
Gewerkschaften in einer Umbruchphase befindet. „Zunächst muss 
jeder für sich die Erosion stoppen und sich eine neue Machtbasis 
erarbeiten, sonst wird es eine Koalition der Loser“, sagte Hans-
Jürgen Urban. Das Vorstandsmitglied der IG Metall machte keinen 
Hehl daraus, dass er die Gewerkschaften dabei im Vorteil sieht. Sie 
teilten nicht das Vertrauensproblem der Parteien.

Die Zeit der „privilegierten Partnerschaft“ zwischen Gewerkschaf-
ten und Sozialdemokratie hält Urban für beendet. Künftige Koaliti-
onen zwischen Gewerkschaften und SPD unter erneuerten Bedingun-
gen würden keinen Exklusivitätsanspruch mehr haben. Er stelle sich 
eine gezielte Zusammenarbeit bei bestimmten gesellschaftlichen Re-
formprojekten vor. Urban: „Die Bündnisangebote sollten sich dabei 
an Mehrheitskonstellationen richten, nicht an einzelne Parteien.“ Die 
Unabhängigkeit, die in einer solchen Konstruktion steckt, könnte für 
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schaftlicher Arbeit – die Tarif- und Sozialpolitik. Das änderte sich 
Mitte der 1970er Jahre. Unter der Maxime Standortsicherung und 
Haushaltskonsolidierung durch ‚Sozialabbau‘ baute sich ein Kon-
fliktpotenzial auf, das sich bis zum Ende der Regierung Helmut 
Schmidts 1982 kontinuierlich zuspitzte. Mit den Hartz-Reformen 
der Regierung Gerhard Schröders sowie dem Rentenmodell Münte-
ferings verschärfte es sich nochmals. Dazwischen gab es immer wie-
der Phasen der Annäherung. Das Auf und Ab in der Beziehung 
zwischen SPD und Gewerkschaften ist meist an den Wechsel zwi-
schen sozialdemokratischer Regierungsbeteiligung und Opposition 
gekoppelt.

Für das aktuelle Verhältnis kommt erschwerend hinzu, dass die 
Gewerkschaften seit der ‚Sozialdemokratisierung‘ der CDU/CSU und 
seit der Gründung der Linken andere parteipolitische Optionen au-
ßerhalb der SPD haben. Für die SPD gibt es keine Alternative zur 
Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften, sind diese doch die einzi-
gen Großorganisationen, die sozialdemokratische Politik gesellschaft-
lich absichern und unterstützen. Für die SPD sind die Gewerkschaften 
ein ‚Frühwarnsystem‘, wenn diese dabei ist, ihre angestammte Kern-
bezugsgruppe – die Arbeitnehmerschaft – zu verlieren. Schon in ei-
nem ureigensten Interesse sollte die SPD auf sie hören.“

beide Seiten von Nutzen sein. Ein Schulterschluss wie zu „alten, har-
monischen Zeiten“ wäre das nicht. 

SCHON IMMER KONKURRENTEN_ Doch diese harmonischen Zeiten 
hat es ohnehin nicht gegeben. „Phasen der Distanzierung sind im 
Verhältnis von Gewerkschaften und Sozialdemokraten nichts Neu-
es“, sagte Michael Schneider, ehemaliger Leiter des Archivs der 
Sozialdemokratie und jetzt an der Uni Bonn. Er führte das auf die 
Arbeitsteilung der beiden Streithähne zurück: Die Sozialdemokraten 
kümmerten sich um die Theorie und die Politik, die Gewerkschaften 
um so praktische Fragen wie Tarifverhandlungen und Streiks, was – 
immer wenn die SPD in der Bundesrepublik an der Regierung be-
teiligt war – zu Interessenkonflikten führte. 

Geht man noch ein paar Jahrzehnte zurück, sieht das Bild nicht 
viel anders aus. Bereits in ihren Anfängen standen sich Sozialdemo-
kratie und Gewerkschaften als Konkurrenten gegenüber, so der Bie-
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